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Vorwort

Der Impetus zu dieser Untersuchung ging von einem Vortrag aus, zu dem
der Erstverfasser im Februar 2012 anlässlich der gemeinsam von der EU-
Kommission und der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht in
Brüssel ausgerichteten Tagung „Access to Foreign Law in Civil and Com‐
mercial Matters“ eingeladen worden war. Das Vortragsthema – Access to
Foreign Law, A German Perspective – schien zwar dogmatisch lohnend,
aber doch literarisch bereits gut aufgearbeitet. Um den im Schrifttum weit‐
gehend bestehenden Konsens hinsichtlich der Praxisprobleme bei der Er‐
mittlung und Anwendung ausländischen Rechts auch empirisch zu testen,
führte der Erstverfasser im Wintersemester 2011/12 eine entsprechende
schriftliche Erhebung beim Amtsgericht und beim Landgericht Frankfurt
(Oder) durch, seiner damaligen akademischen Heimat. Diese Umfrage
zielte weniger auf statistisch belastbare Evidenz denn auf eine eher anek‐
dotische Bestätigung literarischer Erkenntnisse. Anders als die grenznahe
Lage vermuten ließe, wurde aber in dem abgefragten Zeitraum 2009-2011
nur bei einem sehr geringen Anteil der Fälle überhaupt ein Auslandbezug
berichtet.
Vor diesem Hintergrund erschien es reizvoll, unter dem Dach des Kon‐
stanzer Instituts für Rechtstatsachenforschung eine breiter angelegte, in
erster Linie qualitativ-empirische Untersuchung durchzuführen, um ein
besseres Bild von der Realität der grenzüberschreitenden Streitigkeiten
vor deutschen Zivil- und Familiengerichten zu bekommen. Die hier vorge‐
legte Studie fasst die Ergebnisse der Untersuchung zusammen und macht
auf dieser Grundlage Vorschläge zur Verbesserung des Zugangs zu auslän‐
dischem Recht.
Unser Dank gilt in erster Linie den Richterinnen und Richtern, die sich für
die Experteninterviews zur Verfügung gestellt haben. Ihrer Offenheit ist es
zu verdanken, dass diese Studie – so hoffen wir – echten Erkenntnisge‐
winn bietet. Unser Dank gilt weiter dem Ministerium der Justiz und für
Europa Baden-Württemberg für seine stete Förderung des Projekts, und
hier vor allen Dingen Frau VorsRiBAG Inken Gallner, der vormaligen
Amtschefin und Vorsitzenden des Forschungsbeirats des Konstanzer Insti‐
tuts für Rechtstatsachenforschung. Jessica Rex vom Kommunikations-, In‐
formations- und Medienzentrum der Universität Konstanz hat uns in Me‐
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thodenfragen unterstützt, wofür wir sehr zu Dank verpflichtet sind. Am
Konstanzer Lehrstuhl haben Jana Abt, Theresa Hepp und Sophie Reblin
tatkräftig bei der Transkription der Interviews mitgeholfen. Hierfür sei ih‐
nen herzlich gedankt. Die Drucklegung wurde durch die großzügige Un‐
terstützung des Konstanzer Exzellenzclusters „Kulturelle Grundlagen von
Integration“ ermöglicht. Auch hierfür sagen wir herzlich Dank.
    

Konstanz, im Oktober 2017 Michael Stürner
Franziska Krauß

Vorwort
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NK-BGB Nomos-Kommentar zum BGB
Nr. Nummer
NZFam Neue Zeitschrift für Familienrecht
OLG Oberlandesgericht
östIPRG österreichisches Bundesgesetz vom 15. Juni 1978 über das internationale

Privatrecht (IPR-Gesetz)
PStG Personenstandsgesetz
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht
RAusKÜ Europäisches Übereinkommen vom 7. Juni 1968 betreffend Auskünfte über

ausländisches Recht (sog. Londoner Übereinkommen)
RegE Regierungsentwurf
RG Reichsgericht
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
RIW Recht der Internationalen Wirtschaft (Zeitschrift)
Rn. Randnummer(n)
Rom III-VO Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 des Rates vom 20. Dezember 2010 zur

Durchführung einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die
Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwenden‐
den Rechts

Rom II-VO Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzu‐
wendende Recht

Rom I-VO Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen‐
dende Recht

Rs. Rechtssache
Rspr. Rechtsprechung
S. Seite
s. siehe
SchiedsVZ Zeitschrift für Schiedsverfahren
sec. Section
Slg. Sammlung
Teilurt. Teilurteil
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TranspR Transportrecht – Zeitschrift für das gesamte Recht der Güterbeförderung,
der Spedition, der Versicherungen, des Transports, der Personenbeförde‐
rung

u.a. unter anderem
UCPR New South Wales Uniform Civil Procedure Rules
Urt. Urteil
v. vor, von, versus
verb. verbunden(e)
VersAusglG Gesetz über den Versorgungsausgleich
VersR Versicherungsrecht (Zeitschrift)
vgl. vergleiche
VO Verordnung
Vol. Volume
Vorlagebeschl. Vorlagebeschluss
WLR Weekly Law Reports
z.B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge.
ZfRV Zeitschrift für Europarecht, Internationales Privatrecht und Rechtsverglei‐

chung
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZuVOJu Zuständigkeitsverordnung Justiz Baden-Württemberg
ZVglRWiss Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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Grundlagen

Den Vorurteilen „Juristen nutzen keine Statistiken. Juristen führen keine
Interviews. Juristen machen keine Experimente.“1 tritt die Rechtstatsa‐
chenforschung entgegen. Dieser Zweig der Rechtswissenschaft versteht
sich als „wissenschaftlicher Brückenschlag zwischen dogmatischer Juris‐
prudenz und empirisch erfasster Wirklichkeit“.2 Die Rechtstatsachenfor‐
schung möchte empirisch fundiert klären, ob ein vermutetes Praxispro‐
blem tatsächlich Relevanz hat und deswegen möglicherweise (legislativer)
Regelungsbedarf besteht.3 Rechtstatsachen sind dabei diejenigen Tatsa‐
chen, die für ein umfassendes Verständnis und eine sachgemäße Anwen‐
dung der Norm erforderlich sind.4 Die Rechtstatsachenforschung kann
dem Gesetzgeber bei der Analyse helfen, ob im jeweiligen Bereich die ge‐
troffene Regelung dem dabei verfolgten rechtspolitischen Anliegen ge‐
recht geworden ist oder ob weitere Schritte erforderlich sind.5
Begründet wurde die Rechtstatsachenforschung im Bereich des Zivilrechts
von Nussbaum.6 Zum Nutzen der Rechtstatsachenforschung im Zivilpro‐
zess formulierte dieser bereits vor über 100 Jahren Folgendes: „Gerade
hier ist dem Lernenden mit Einzelheiten wenig gedient, da diese sich doch
nur durch die Praxis einprägen können und nur durch sie Anschaulichkeit
gewinnen. Umgekehrt ist die rechtstatsächliche Seite hier von besonderer
Bedeutung und auch von besonders hohem Interesse. Während heute der
Zivilprozeß vom Standpunkt des Rechtsjüngers aus im allgemeinen zu den

Teil 1:

1 Engel/Schön, in: Engel/Schön, Das Proprium der Rechtswissenschaft, S. 1. Zu jeder
dieser Aussagen gebe es zwar Ausnahmen, aber der überwiegende Teil der deut‐
schen Rechtswissenschaft sei damit angemessen beschrieben.

2 Spindler/Gerdemann, AG 2016, 698.
3 Spindler/Gerdemann, AG 2016, 698.
4 Vgl. Pieger, in: Chiotellis/Fikentscher, Rechtstatsachenforschung, S. 127, 133.
5 Von Falkenstein, in: Chiotellis/Fikentscher, Rechtstatsachenforschung, S. 77, 78.

Jüngst hat die Justizministerkonferenz wieder die Bedeutung der Rechtstatsachen‐
forschung für die Rechtspolitik betont, siehe Beschluss I.12 auf der 88. Konferenz
der Justizministerinnen und Justizminister am 21./22. Juni 2017.

6 Nussbaum, Rechtstatsachenforschung, 1914. Einen Überblick über die Geschichte
der Rechtstatsachenforschung im gesellschaftsrechtlichen Bereich gibt Hamann,
Evidenzbasierte Jurisprudenz, S. 41 ff. m.w.N.
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